
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 30. Mai 2012 

 
 
 

Mandantenbrief Juni 2012 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Einkommensteuer 

· Kein Vertrauensschutz bei einem nicht ordnungsgemäßen Fahrtenbuch 
· Steuerliche Anerkennung von Umzugskosten 
· Fahrtkosten im Rahmen eines Vollzeitstudiums 

 
Umsatzsteuer 

· Änderung der MwSt-Vorschriften für Gutscheine 
 

Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Juni und Juli 2012 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.6.20121 10.7.20122 
Umsatzsteuer 11.6.20123 10.7.20124 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

11.6.2012 Entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 11.6.2012 Entfällt 

Ende der Schonfrist   Überwei-
sung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

14.6.2012 13.7.2012 

8.6.2012 6.7.2012 

Sozialversicherung7 27.6.2012 27.7.2012 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfrist-

verlängerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 25.6./25.7.2012) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Einkommensteuer 
Kein Vertrauensschutz bei einem nicht ordnungsgemäßen Fahrtenbuch 
Die private Nutzung betrieblicher Kraftfahrzeuge ist gesetzlich geregelt. Für jeden Kalendermonat hat 
der Unternehmer 1 % des inländischen Kfz-Listenpreises im Zeitpunkt der Erstzulassung zuzüglich 
der Kosten für Sonderausstattung und Umsatzsteuer als Privatanteil zu Grunde zu legen. Rabatte und 
Nachlässe, die beim Erwerb des Fahrzeugs gewährt wurden, werden nicht berücksichtigt. Dies gilt 
auch beim Erwerb eines Gebrauchtfahrzeugs. 
Der Nachweis einer geringeren privaten Nutzung ist möglich. Zu diesem Zweck sind die Aufwendun-
gen durch Belege nachzuweisen und das Verhältnis der privaten zu den übrigen Fahrten durch ein 
ordnungsgemäß geführtes Fahrtenbuch zu ermitteln. Diese Grundsätze gelten auch, wenn der Arbeit-
geber einem Arbeitnehmer ein Kraftfahrzeug zur privaten Nutzung überlässt. Ein ordnungsgemäßes 
Fahrtenbuch muss zeitnah und in geschlossener Form geführt werden. Eine Lose-Blatt-Sammlung 
reicht nicht. Anzugeben sind Datum und Kilometerstand zu Beginn und Ende jeder einzelnen Fahrt; 
weiterhin Reiseziel, Reiseroute, Reisezweck und der Name der aufgesuchten Geschäftspartner. 
Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg hat die Auffassung der Finanzverwaltung bestätigt, dass ein in 
Form einer Excel-Tabelle geführtes Fahrtenbuch nicht den gesetzlichen Anforderungen entspricht. 
Eine mit Hilfe eines Computerprogramms erzeugte Datei genügt den Anforderungen an ein ordnungs-
gemäßes Fahrtenbuch nur dann, wenn nachträgliche Veränderungen an den zu einem früheren Zeit-
punkt eingegebenen Daten technisch ausgeschlossen sind oder die Änderungen in der Datei selbst 
dokumentiert und offen gelegt werden. Das Finanzgericht stellt weiterhin klar, dass es keinen Vertrau-
ensschutz auf Grund einer fehlerhaften Anwendung (Verwaltungspraxis) in den Vorjahren gibt. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
 

Darlehensverbindlichkeiten bei qualifiziertem Rangrücktritt nicht passivierbar 
Eine GmbH erhielt von ihrem Gesellschafter ein Darlehen, für das ein sog. qualifizierter Rangrücktritt 
vereinbart war. Danach durfte der Gesellschafter über die Darlehensforderung solange nicht verfügen, 
wie die GmbH überschuldet war. Außerdem durfte er die Befriedigung seiner Darlehensforderung nur 
aus künftigen Jahresüberschüssen nach Abzug der Verlustvorträge oder aus einem Liquidationsüber-
schuss verlangen. 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass die GmbH das Darlehen nicht in der Bilanz passivieren darf, 
weil es sie gegenwärtig nicht belastet. Es ist deswegen gewinnerhöhend aufzulösen. 
 

Steuerliche Anerkennung von Umzugskosten 
Bei einem beruflich veranlassten Wohnungswechsel können die tatsächlichen Umzugskosten bis zur 
Höhe der nach dem Bundesumzugskostengesetz (BUKG) abziehbaren Beträge als Werbungskosten 
geltend gemacht werden. Werden die Höchstbeträge nach dem BUKG geltend gemacht, prüft das 
Finanzamt nicht, ob die Umzugskosten Werbungskosten sind. Anstelle der Höchstbeträge nach BUKG 
können auch nachgewiesene höhere Umzugskosten als Werbungskosten geltend gemacht werden. 
Dann prüft das Finanzamt aber insgesamt, ob und inwieweit die Aufwendungen Werbungskosten oder 
nicht abziehbare Kosten der Lebensführung sind, z. B. bei Aufwendungen für die Neuanschaffung von 
Einrichtungsgegenständen. 
Nach dem Bundesumzugskostengesetz gelten ab 1. Januar 2012 folgende Höchstbeträge: Umzugs-
bedingte Unterrichtskosten für ein Kind können bis maximal 1.657 EUR geltend gemacht werden. 
Der Pauschbetrag für sonstige Umzugsauslagen beträgt für Verheiratete 1.314 EUR, für Ledige 
657 EUR. Der Pauschbetrag erhöht sich für jede weitere Person mit Ausnahme des Ehegatten um 
289 EUR. 
Hinweis: „Verheiratete“ im Sinne des Bundesumzugskostengesetzes sind auch: 
· verwitwete oder geschiedene Arbeitnehmer 
· Arbeitnehmer, deren Ehe aufgehoben oder für nichtig erklärt wurde 
· Ledige, die auch in der neuen Wohnung Verwandten bis zum vierten Grad, Verschwägerten bis 

zum zweiten Grad, Pflegekindern oder Pflegeeltern aus gesetzlicher oder sittlicher Verpflichtung 
nicht nur vorübergehend Unterkunft gewähren 

· Ledige, die auch in der neuen Wohnung Personen aufgenommen haben, deren Hilfe sie aus 
gesundheitlichen oder beruflichen Gründen nicht entbehren können. 

Einer Lebenspartnerschaft gleichgestellt ist derjenige, der seinen Lebenspartner überlebt hat und der-
jenige, dessen Lebenspartnerschaft aufgehoben wurde. 



 
Fahrtkosten im Rahmen eines Vollzeitstudiums 
Der Bundesfinanzhof hat festgestellt, dass die Fahrtkosten zwischen der Wohnung und einer Bil-
dungseinrichtung nicht mit der Entfernungspauschale abgegolten sind. Diese Fahrten sind wie Dienst-
fahrten in voller Höhe als (ggf. vorweggenommene) Werbungskosten abziehbar, weil eine Bildungs-
maßnahme regelmäßig vorübergehend und nicht auf Dauer angelegt ist. 
Voraussetzung für den Abzug ist, dass die Fahrtkosten selbst getragen werden. 
Hinweis: Betroffene Personen, die noch keine Steuererklärungen abgegeben haben, sollten dies jetzt 
tun. Sind Steuererklärungen abgegeben worden und liegt bereits ein Steuerbescheid vor, sollte mit 
dem Steuerberater abgestimmt werden, ob noch eine Möglichkeit der Änderung besteht. 
 

Eigener Hausstand bei doppelter Haushaltsführung 
Bundesfinanzhof, VI-R-87/10, Urteil vom 28.03.2012 

1. Im Rahmen der doppelten Haushaltsführung ist zwischen dem Unterhalten eines eigenen 
Haushalts und der Frage, wer die Kosten dafür trägt, zu unterscheiden. Einen eigenen Haus-
stand kann auch unterhalten, wer die Mittel dazu von einem Dritten erhält. 

2. Wird der Haushalt in einer in sich abgeschlossenen Wohnung geführt, die auch nach Größe 
und Ausstattung ein eigenständiges Wohnen und Wirtschaften gestattet, wird regelmäßig vom 
Unterhalten eines eigenen Hausstands auszugehen sein. 

Umsatzsteuer 
Elektronische Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen verfassungsgemäß 
Umsatzsteuer-Voranmeldungen müssen seit dem 1.1.2005 elektronisch übertragen werden. Unter 
bestimmten Voraussetzungen kann es einem Unternehmer weiterhin gestattet werden, die Voranmel-
dungen in Papierform abzugeben, z. B. bei erheblichem finanziellen Aufwand. 
Der Bundesfinanzhof hat klargestellt, dass die Verpflichtung zur elektronischen Abgabe von Umsatz-
steuer-Voranmeldungen verfassungsgemäß ist. Eine unbillige Härte liegt u. a. dann nicht vor, wenn 
das Unternehmen hohe Gewinne erzielt und über ausreichende Mittel verfügt, um die entsprechende 
Hardware anzuschaffen. 

Nicht der Umsatzsteuer unterliegende Geschäftsveräußerung eines Einzelhandelsgeschäfts 
auch bei bloßer Vermietung des Ladenlokals 
Der Bundesfinanzhof hat im Anschluss an den Europäischen Gerichtshof entschieden, dass eine nicht 
der Umsatzsteuer unterliegende Geschäftsveräußerung im Ganzen auch dann vorliegt, wenn das 
Ladenlokal nicht mitveräußert, sondern an den Erwerber des Warenbestands und der Geschäftsaus-
stattung lediglich vermietet wird. Erforderlich, aber auch ausreichend für eine Geschäftsveräußerung 
ist, dass der Erwerber mit den übernommenen Gegenständen eine selbstständige wirtschaftliche Tä-
tigkeit fortsetzen kann und dies auch beabsichtigt. Ein auf unbestimmte Zeit abgeschlossener, kurz-
fristig kündbarer Mietvertrag reicht aus. Eine Mindestlaufzeit ist nicht erforderlich. 

Vorverkaufsgebühr für Konzertkarten unterliegt dem ermäßigten Umsatzsteuersatz 
Neben dem Entgelt für die Konzertkarte unterliegt auch die Vorverkaufsgebühr dem ermäßigten Um-
satzsteuersatz bzw. ist unter bestimmten Voraussetzungen von der Umsatzsteuer befreit. Die Vorver-
kaufsstelle wird regelmäßig als Vermittlungsstelle für den Konzertveranstalter tätig und erbringt damit 
eine Nebenleistung zur Veranstaltungsleistung. 
 
Änderung der MwSt-Vorschriften für Gutscheine 
Es kündigt sich eine Änderung der MwSt-Vorschriften für Gutscheine an. Laut EU-Kommission wer-
den mit Gutscheinen jährlich EU-weit mehr als 52 Milliarden Euro umgesetzt.  
Die Behandlung von Umsätzen mit Gutscheinen ist derzeit nicht durch MwSt-Vorschriften auf EU-
Ebene geregelt. Die nationalen Verfahren sind nicht aufeinander abgestimmt. Dies soll durch Ände-
rungen der MwSt-Richtlinie 2006/112/EG, die die EU-Kommission am 10.05.2012 mit einem Richtli-
nienvorschlag vorgelegt hat, geändert werden. Es soll sichergestellt werden, dass Gutscheine in allen 
Mitgliedstaaten steuerlich gleichbehandelt werden; Doppelbesteuerungen und Unsicherheiten in Be-
zug auf Steuerpflichten sollen vermieden werden. 


